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… aus den Fugen …  

 
Zur Jahreswende 2022/2023 

 

 

Am Ende dieses Jahres mutet die Bemerkung des Bundeskanzlers, wir stünden vor einer 

„Zeitenwende“, recht pathetisch und zugleich verharmlosend an. Denn die Welt scheint aus 

den Fugen geraten zu sein1.  

 

Eine Krise jagt die nächste: 

 

- Weltweit gibt es derzeit 28 Kriege und bewaffnete Konflikte2 und es gibt Krieg in 

Europa, keinen Bürgerkrieg, sondern den brutalen, verbrecherischen Angriffskrieg einer 

nuklearen Großmacht mit dem Ziel, einen Nachbarstaat zu vernichten.  

 

- Dieser Krieg hat in seiner Konsequenz zu einer weltweiten Ernährungskrise, einer 

Energiekrise und Wachstumseinbußen, verbunden mit hoher Geldentwertung 

geführt. 

 

- Eine Pandemie lässt die Welt nur langsam aus ihrem Griff. Sie hat weltweit Millionen 

Menschenleben gefordert und die Gesundheit von noch weit mehr Menschen langfristig 

beschädigt. Das Virus und seine Mutanten haben den globalen Markt fast zum 

Zusammenbruch gebracht. Lieferketten sind unterbrochen, die Herstellung von Gütern 

ist in vielen Ländern der Erde über lange Zeit wegen Lockdowns eingestellt oder massiv 

verringert worden. Die Freizügigkeit der Menschen wurde massiv eingeschränkt, von 

der Ausgangssperre bis zur Quarantäne. Tourismus in allen seinen Erscheinungsformen 

war monatelang eingefroren, kulturelle Veranstaltungen waren verboten. 

 

- Die Zahl der Flüchtlinge ist weltweit auf über 100 Millionen Menschen gestiegen3. 

Über 800 Millionen Menschen müssen unter Hunger leiden4. Der russische 

Angriffskrieg gegen die Ukraine ist nicht der einzige Grund für diese Ernährungskrise, 

hat diese aber massiv verschärft. Denn Putin scheut sich nicht, durch die Blockade der 

Ausfuhr von Getreide aus der Ukraine, den Hunger in der Welt zu verschlimmern und 

durch die Angriffe auf die Infrastruktur der Ukraine bei der Wasser- und 
Energieversorgung ein ganzen Volk der Vernichtung auszusetzen. Der „Holodomor“ 

Stalins von 1933/1934 ist erst 90 Jahre her… 

 

- Die Bekämpfung des Klimawandels kommt nicht so voran, wie es das mittlerweile 

existentielle Risiko für die Lebensbedingungen zukünftiger Generationen erfordern 

würde. 

 

 
1 Regierungserklärung am 27. 2. 2022 BT-Plenarprotokoll 20/19. Der Index zur menschlichen Entwicklung (HDI) 

ist nach dem Bericht von UNDP zum ersten Mal in zwei aufeinanderfolgenden Jahren gesunken. 
2 Nach Arbeitsgemeinschaft Kriegsursachenforschung. 
3 Nach dem Mid-Year Trends Report des UNHCR beträgt die Zahlt der weltweit gewaltsamen Vertriebenen 103 

Millionen (www.uno-flüchtlingshilfe.de). 
4 Nach Angaben der Welthungerhilfe derzeit bis zu 828 Millionen (www.welthungerhilfe.de). 

http://www.uno-flüchtlingshilfe.de/
http://www.welthungerhilfe.de/
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Dabei darf nicht verschwiegen werden, dass es Bereiche gibt, in denen unsere Welt auch besser 

wird5: Die Kindersterblichkeit geht seit Jahrzehnten zurück, Schulbildung und vor allem 

Alphabetisierung kommen voran, die extreme Armut nimmt kontinuierlich ab, der Impfstatus 

vor allem der Kinder steigt seit 1945 rasant an und die Anzahl der Menschen, die in einer 

Demokratie leben, steigt6. Aber dieses Verbesserungen werden überlagert von den 

existentiellen Problemen unserer Tage. 

 

In diesem Zustand geht unser Planet, geht die Menschheit in ein neues Jahr. Und in unserem 

Land nehmen immer mehr Bürger wahr, dass wieder einmal eine „gute alte Zeit“ zu Ende 

gegangen ist, die jedenfalls für uns Deutsche und Europa im Jahr 1989 zu beginnen schien, weil 

der Präsident der Russischen Föderation das Ende des Kalten Krieges und der UdSSR nicht 

hinnehmen will. Aber das verändert nicht nur die (sicherheits)-politische Lage Europas, 

sondern unseren gesamten Planeten: 

 

Wir müssen feststellen, dass viele Verletzungen des Weltfriedens, die wir seit Jahrzehnten 

beklagen, nicht aus mehr oder weniger zufälligen regionalen Konflikten mit historischem 

Hintergrund bestehen, sondern von einer nuklearen Weltmacht, die unter paranoider 

Existenzangst und zugleich massiver Selbstüberschätzung leidet, bewusst und gewollt 

inszeniert worden sind und werden:  

 

Afghanistan, Tschetschenien, Georgien, Moldawien, Syrien, Mali und die Ukraine waren und 

sind blutige „Spielplätze“ eines Emporkömmlings aus düstersten Zeiten des sowjetischen 

Geheimdienstes, der es durch eine Aneinanderreihung von fatalen Zufällen und totales 

Politikversagen an die Spitze der Russischen Föderation geschafft hat.  

 

So herrscht in Europa wieder Krieg seit dem Balkankrieg von 1991 bis 1999. Aber anders als 

damals, ist dies kein Bürgerkrieg zwischen verschiedenen Ethnien, deren historisch begründete 

Spannungen nach dem Ende Jugoslawiens wieder offen ausgebrochen sind. Der Krieg in der 

Ukraine ist der Angriffskrieg eines verbrecherischen Aggressors, der die nationale 

Souveränität, ja das Existenzrechts eines Nachbarstaates offen in Zweifel zieht und gewaltsam 

beenden will. 

 

Aber der Weltfrieden ist nicht nur durch den Kriegsverbrecher und Massenmörder in Moskau 

gefährdet. Wir dürfen manche in Vergessenheit geratene offene oder latente Konflikte nicht 

ausblenden, z. B. in Libyen, Nigeria, Mozambique, Jemen, Äthiopien, Somalia und Myanmar. 

In Afghanistan herrscht auch nach dem Abzug der internationalen Truppen kein Frieden und 

über Taiwan schwebt die permanente Drohung der Volksrepublik China, ggf. militärisch eine 

Wiedervereinigung mit dem Festland herbeizuführen. 

 

Von „Weltfrieden“ kann also zum Ende dieses Jahres keine Rede sein. Und dieser Zustand 

bedroht eine „Weltordnung“, die allerdings schon seit Ende des Ost/Westkonflikts erodiert. 

Sie nimmt Schaden, weil ihren konstitutiven Elementen die globale Anerkennung 

abhandenkommt: 

 

Eine „Weltordnung“ ohne Ordnung führt zur Unordnung. Und Ordnung kann nur entstehen, 

wenn sich alle Beteiligten auf eine Ordnung einigen. Dies setzt voraus, dass die Regeln für den 

Umgang miteinander in einer Weltgemeinschaft für alle verbindlich und sanktionierbar in einer 

 
5 S. dazu Steven Pinker, Aufklärung jetzt, 2018. 
6 nach Die Zeit, Nr. 8, 2020, S. 35. 
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Rechtsordnung niedergelegt werden und die alle Mitglieder dieser Weltgemeinschaftsich 

vorbehaltlos verpflichtet, diese Regeln einzuhalten. 

 

Eine solche globale Rechtsordnung kann Bindungswirkung für alle in allen möglichen 

Situationen aber nur entfalten, wenn sie sich auf allgemein anerkannte Werte gründet und die 

Begriffe, die diese Werte definieren, inhaltlich gleich interpretiert werden. Nur wenn es 

Einigkeit z. B. darin gibt, was unter „Freiheit“, „Menschlichkeit“ „Sicherheit“, „Terrorismus“, 

„nationale Souveränität“, „Unverletzlichkeit von Grenzen“, „Kriegsverbrechen“ oder 

„Völkermord“ zu verstehen ist, kann diese Rechtsordnung ein brauchbares Instrument sein, 

Konflikte zu lösen. 

 

Diese Einigkeit hat seit Jahren tiefe Risse bekommen: Jeder der vergangenen und 

gegenwärtigen Konflikte hat gezeigt und stellt täglich unter Beweis, dass die Uneinigkeit über 

den Inhalt von Werten und der Versuch, Werte bewusst „umzuwerten“, unsere Weltordnung ad 

absurdum führt. Die Sitzungen des Sicherheitsrats und der Generalversammlung der Vereinten 

Nationen und ihrer Beschlüsse dokumentieren zuhauf diesen beklagenswerten Zustand. 

 

Es kommt hinzu, dass vorgetragene „Fakten“ in den Auseinandersetzungen unserer Tage im 

persönlichen Bereich, in der nationalen und vor allem in der globalen Politik von der Wahrheit 

oft sehr weit entfernt sind oder sie in ihr Gegenteil verkehren sollen. „Alternative Fakten“ oder 

einfach Lügen sind zum üblichen Instrument in Konflikten geworden. 

 

Wenn eine „Weltordnung“ aus den dargestellten Gründen ihre ordnende, befriedende Funktion 

verliert, versuchen andere ordnungswillige Akteure, mit der Macht des Faktischen, eine 

„normative Kraft des Faktischen“ zu erzeugen7. Dies kann nicht mit globaler Wirkung gelingen, 

solange es keine einzige globale Macht gibt, sondern verschiedene wirtschaftliche oder 

militärische Großmächte eine multipolare Welt gestalten und versuchen, Einfluss-Sphären zu 

verteidigen. 

 

Dies führt aus dem jahrzehntelangen Irrtum von dem „der Ende der Geschichte“ nach dem Ende 

des Ost-West-Konflikts zurück in das Zeitalter der „Hemisphären“. Aber wir leben nicht mehr 

am Ende des 20. Jahrhunderts. Es gibt auf unserer Erde längst mehr als die zwei Einfluss-

Sphären, in die die geopolitische Entwicklung nach 1945 geführt hatte: 

 

 

Die USA haben nach einer Periode des „Disengagement“ unter Präsident Trump in die Rolle 

einer Weltmacht zurückgefunden, die auch einen klaren Führungs- und Gestaltungswillen zeigt. 

Das klare politische Engagement im Ukrainekonflikt und im Verhältnis zur Volksrepublik 

China für nationale Souveränität, die Unverletzlichkeit von nationalen Grenzen, 

Rechtsstaatlichkeit und Demokratie weist unmissverständlich auf den Anspruch der USA als 

Führungsmacht „des Westen“ oder der „freien Welt“. Aber dieser Anspruch ist derzeit 

innenpolitisch weit weniger abgesichert als vor 30 Jahren und für die Zukunft nicht garantiert. 

  

 

Die Russische Föderation versucht seit Jahren mit allen Mitteln, die geopolitische 

Herabstufung von der Weltmacht zur „Regionalmacht“8 als massive Fehleinschätzung 

darzustellen und an ihren Weltmachtanspruch zu erinnern. Eine ideologische Rechtfertigung 

 
7 dazu Georg Jellinek, Allgemeine Staatslehre, 1900. 
8 Präsident Obama am 25. 3. 2014 nach der Annexion der Krim durch die Russische Föderation in Den Haag. 
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dafür, wie zu Zeiten der UdSSR, bleibt aus. Es geht dem Präsidenten der Russischen Föderation 

längst nicht mehr um die Weltherrschaft des Kommunismus, sondern ausschließlich um 

nationale Interessen und daraus hergeleitete Ansprüche, für die entweder höchst fragwürdige, 

zum Teil völlig abwegige, historische Argumente oder die angeblich existentielle Bedrohung 

durch die NATO und vor allem deren Führungsmacht USA herangezogen werden.  

 

Dabei sind diese Scheinargumente austauschbar und letztlich unerheblich. Denn der 

Weltmachtanspruch von Putin kommt ohne jede rechtliche Gründung aus, ja setzt sich offen 

und aggressiv ab von den Regeln des Völkerrechts, die selbst während des „Kalten Krieges“ 

wenigstens noch eine relative Verbindlichkeit hatten.  

 

Für den Diktator und Aggressor in Moskau begründet sich der Weltmachanspruch seiner 

Föderation aus ihrer (vermeintlichen) militärischen Stärke als Atommacht, ihrer 

(vermeintlichen) konventionellen Hochrüstung, der starken Stellung als Lieferant fossiler 

Energien und der seit Jahren wachsenden Einfluss-Sphäre, weit über ihre nationalen Grenzen 
hinaus. Dabei geht es eben nicht mehr nur um das Vasallenverhältnis von Belarus, sondern 

längst auch um Syrien, Mali und Libyen. 

 

Der russische Weltmachanspruch gründet sich also auf der Macht des Faktischen. Die 

Weltgemeinschaft ist aufgerufen, zu verhindern, dass daraus eine „normative Kraft“ wird, die 

das Völkerrecht verhöhnt und aushebelt und selbst ein Minimum an globaler Weltordnung 

endgültig beseitigt. 

 

Die Volksrepublik China hat kürzlich bei der UN-Klimakonferenz in Scharm asch-Schaich in 

Ägypten (COP 27) die übrigen Teilnehmer damit genervt, es sei weiterhin ein 

Entwicklungsland. Dies mag mit Blick auf die weltweit dringend notwendigen Maßnahmen 

zum Klimaschutz richtig sein. China ist dabei sogar noch weit davon entfernt, ein Verständnis 

zu „entwickeln“. 

 

Aber China ist nach den USA die zweitgrößte Volkswirtschaft der Erde. Als „Werkbank der 

Welt“ stellt Chinas Wirtschaft mittlerweile nicht mehr nur Teile wertvoller Massenprodukte 

her und hat damit deren Endmontage weltweit in der Hand. Vor allem im Elektroniksektor, 

mittlerweile aber auch in der Automobilindustrie ist „Made in China“ auf dem Vormarsch. 

Damit hängt das Wirtschaftswachstum weltweit entscheidend von der Wertschöpfung in China 

ab. Die Folgen der drastischen Corona-Politik dort beweisen dies. 

 

Die VR China setzt ihre Wirtschaftskraft mittlerweile massiv weltweit ein, um sich Zugang zu 

wichtigen seltenen Ressourcen zu sichern, Einfluss auf die Infrastruktur, z. B. Häfen und 

Flughäfen und die Hochtechnologie vor allem in Europa und den USA zu gewinnen. 

 

China ist Atommacht und leistet sich den zweitgrößten Militäretat der Erde. Anders als 

Russland lässt China bisher nicht erkennen, seine geopolitischen Ziele mit militärischen Mittel 
erreichen zu wollen. Die permanenten Drohungen gegen Taiwan können nur bedingt als 

Gegenargument dienen, da China dieses Problem – zu Unrecht – als innere Angelegenheit 

betrachtet. Und die Haltung dieses Landes zur russischen Aggression in der Ukraine zeigt, dass 

es die Durchsetzung nationaler Interessen unter offener Verletzung des Völkerrechts jedenfalls 

zurzeit nicht unterstützt.  

 

Aber China sieht sich zunehmend als Gegenpart zum Staatenmodell der westlichen Welt, vor 

allem der USA, soweit es auf Demokratie und Rechtsstaatlichkeit gründet. Das Prinzip der 

Marktwirtschaft ist längst in den chinesischen Staatskapitalismus integriert, wenn auch ohne 
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seine soziale Komponente. Jede Debatte über Grund- und Menschenrechte in ihrem Land, z. B. 

über die Behandlung der Uiguren in Xinjiang oder ihre Politik in Honkong, verbittet sich die 

Volksrepublik. 

 

 

Noch im Schatten der Weltmächte, aber mit der klaren und steigenden Tendenz sich 

weltpolitisch zu engagieren, tauchen weitere Nationen immer wieder Weltbühne auf: 

 

- Noch vor wenigen Jahren wäre niemand auf den Gedanken gekommen, die Türkei im 

Zusammenhang mit den Akteuren in einer multipolaren Welt zu erwähnen. Aber der 

Präsident dieses Landes hat beharrlich daran gearbeitet, die Bereitschaft der Türkei, 

internationale Verantwortung zu übernehmen bei jeder sich bietenden Gelegenheit zu 

betonen und dabei nationale Interessen nicht verborgen:  

 

Die militärischen Aktion im Norden Syriens und im Nordirak dienten und dienen 

ausschließlich der Eindämmung der (vermeintlichen) Gefährdung der nationalen 

Sicherheit durch kurdische Ethnien.  

 

Die Unterstützung der Einheitsregierung in Tripolis im Bürgerkrieg in Libyen hat wohl 

vor allem wirtschaftliche und strategische Gründe. Der Türkei geht es mit ihrem – auch 

militärischen Einsatz – vor allem darum, den Einfluss von Ägypten und der Arabischen 

Emirate einzudämmen und sich Bodenschätze in der Region zu sichern.   

 

Die großen Belastungen seines Landes durch Flüchtlinge aus Syrien hat Präsident 

Erdogan gegenüber der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten als Argument 

für finanzielle Unterstützung genutzt.  

 

Im Ukrainekonflikt hat sich die Türkei beim Abkommen über den Getreideexport aus 

der Ukraine eine, ihrer geografischen Lage entsprechende, wichtige Rolle gesichert.  

 

Als NATO-Mitglied reizt Erdogan die mögliche Toleranz für nationale Alleingänge mit 

dem angekündigten Erwerb russischer Raketensysteme maximal aus. Seine – rein 

innenpolitisch begründete – Blockade des NATO-Beitritts von Schweden und Finnland 

stellt die Toleranz der Mitglieder dieser Verteidigungsgemeinschaft angesichts der 

russischen Aggression allerdings auf eine harte Probe. 

 

- Der Iran, seit Jahren auf dem Weg zur Atommacht, geriert sich immer stärker als die 

schiitische Führungsmacht in der arabischen Welt und führt mit diesem Anspruch seit 

Jahren im Jemen einen religiös motivierten Stellvertreterkrieg mit Saudi-Arabien. Und 

vor dem Hintergrund der Waffenbrüderschaft mit Russland in Syrien verwundert es 

nicht, dass das Regime in Teheran Putin mit Waffen im Krieg gegen die Ukraine 

unterstützt.  

 

- Indien, faktische Atommacht seit 1974, versucht vor dem Hintergrund des Krieges in 

der Ukraine, sein internationales Gewicht durch Neutralität zu verstärken: Im Krieg 

Russlands gegen die Ukraine pocht Indien, von wenigen Ausnahmen abgesehen 

(Butscha), auf seine Neutralität, vor allem um den wichtigsten Waffen-, Öl- und 

Gaslieferanten und Partner in seiner Politik für die Arctic, nicht zu verärgern. 

Gegenüber den USA und der EU spielt Indien seine herausragende 

Konsumentenstellung mit einer Bevölkerung von 1.4 Milliarden Menschen aus – fast 

gleichauf mit China. 
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Es wäre von vorneherein zum Scheitern verurteilt, die Fülle der Herausforderungen, vor die 

uns diese Weltlage zum Ende dieses Jahres stellt, quasi in ein Aufgabenheft für die 365 Tage 

2023 zu pressen. Denn es gibt altbekannte Probleme, die nur lang- oder mittelfristig gelöst 

werden können und deren Lösung schon oft gescheitert ist. Und es gibt neue, drängende 

Probleme, die keinen Aufschub dulden: 

 

- Wer sich ernsthaft um den Weltfrieden sorgt, sollte seine Zeit nicht weiter damit 

verschwenden, immer und immer wieder die totale Abschaffung der Atomwaffen zu 

fordern. Dafür ist es zu spät. Es wird nicht gelingen. Wer kann sich vorstellen, dass 

dieses verbrecherische russische Regime, China oder Nordkorea dazu bereit wären? 

Niemand! Und deshalb kann niemand erwarten, dass die USA, Großbritannien oder 

Frankreich darauf verzichten.  

 

- Aber wer sich ernsthaft um den Weltfrieden sorgt, darf nicht daran verzweifeln, die 

Regeln für den Weltsicherheitsrat neu aufzustellen. Der Zweite Weltkrieg ist vor 77 

Jahren zu Ende gegangen. Die bei der Gründung der Vereinten Nationen bestehenden 

Gründe, die Siegermächte (und späteren Atommächte!) als ständige Mitglieder zu 

privilegieren, sind obsolet und bereits mit der Aufnahme der VR China im Jahr 1971 in 

diesen „Club“ ihrer Rechtfertigung beraubt.  

 

Das VETO-Recht für die ständigen Mitglieder war von Anfang an nicht gerechtfertigt 

und ein klarer Verstoß gegen die Prinzipien der Vereinten Nationen als einer 

Gemeinschaft gleichberechtigter Staaten.  

 

Der eigentliche, aber unausgesprochene Grund für diese Privilegierung ist seither die 

Stellung als „offizielle“ Atommacht. Dies war sicherheitspolitisch nur so lang zu 

rechtfertigen, als sich diese Atommächte unausgesprochen zum Prinzip der nuklearen 

Abschreckung bekannt haben, also nie einen nuklearen Erstschlag auch nur in 

Erwägung gezogen haben – wissend, dass der zweite Schlag zur Vernichtung des 

Angreifers führen wird.  

 

Abwegig und absurd ist dieses Konstrukt, jedenfalls, nachdem der Präsident einer 

Atommacht, die einen Angriffskrieg gegen einen Nachbarstaat führt, das erste Mal in 

der Geschichte der Vereinten Nationen, offen mit dem Einsatz von Atomwaffen gedroht 

hat. 

 

Auf der Grundlage der gegenwärtigen Regeln des Weltsicherheitsrats könnte Putin nach 

einem nuklearen Angriff auf die Ukraine oder gar die NATO eine Verurteilung durch 

ein VETO verhindern, in der Praxis unbehindert durch das Gebot, sich in Angelegen-

heiten, in denen ein Staat selbst betroffen ist, sich der Stimme zu enthalten9. 

 

Damit duldet die UN, dass der gefährlichste Feind des Weltfriedens selbst bei einem 

nuklearen Angriff, mit dem er das Prinzip der Abschreckung verhöhnt, „straffrei“ 

ausgeht. Das muss sich ändern! 

 

 
9 Art. 27 Abs. 3 UN-Charta. 
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Denn wir dürfen doch die Opfer von Aggression, Völkermord und Kriegsverbrechen im 

Kampf gegen die Verhöhnung des Weltfriedens und einer Weltordnung, die im Licht 

der verheerenden Weltkriege des 20. Jahrhunderts in der Charta der Vereinten Nationen 

verankert worden ist, nicht allein lassen.  Der Mut, die Verteidigungskraft und die durch 

nichts korrumpierbare Freiheitsliebe des ukrainischen Volkes sind beispielgebend, aber 

– machen wir uns nichts vor – außergewöhnlich. Wir dürfen nicht zulassen, dass diese 

Tugenden überfordert werden. 

 

- So richtig und wichtig Sanktionen aller Art gegen Aggressoren, wie Russland, sind – 

wir müssen uns frei machen von der Abhängigkeit von Partnern im Welthandel, für 

die vertragliche Vereinbarungen geschlossen werden, um sie brechen zu können. Dies 

gilt vor allem für die Energiepolitik, aber längst auch im Bereich von Ressourcen aller 

Art. 

 

 

- Eine rationale Energiepolitik muss von den Fakten ausgehen10: Der Energiebedarf aller 

Volkswirtschaften auf dieser Erde kann derzeit (noch) nicht ohne fossile Energieträger 

gedeckt werden. Die Gewinnung erneuerbarer Energie setzt immense Investitionen 

voraus und kostet Energie. Das können sich arme Länder ohne gigantische 

Hilfsprogramme von dritter Seite nicht leisten, selbst wenn sie, wie z. B. in Afrika, über 

unermessliche Quellen erneuerbarer Energie verfügen – die Sonnenenergie.  

 

Ein Ausweg aus diesem Dilemma kann nicht die Bildung kontinentaler oder gar 

regionaler Energiemärkte sein. Dies wäre ein weiteres Hindernis für den weltweiten 

Handel, da ein Energieengpass, wo auch immer, zur Unterbrechung von Lieferketten, 

zu unkalkulierbaren Verzögerungen von Lieferungen, zum Ausfall von Produktions-

standorten und als Summe dessen – zu massiven Preissteigerungen führen würde.  

 

Wir brauchen also einen globalen Energiemarkt, der die zuverlässige Versorgung aller 

Regionen dieser Erde mit bezahlbarer Energie sicherstellt. Und wir brauchen diesen 

Markt jetzt, wollen wir nicht tiefe Einbrüche des globalen Wachstums, ja eine weltweite 

Rezession riskieren. Dieser Markt darf bis auf Weiteres für keine Region dieser Erde 

bestimmte Energiequellen ausschließen, weder aus ideologischen noch aus 

ökologischen Gründen. Das schließt die weltweite Nutzung nuklearer Energie ein. Wer 

der Energieversorgung ideologische oder ökologische Grenzen setzt, riskiert regionale, 

ja kontinentale Blackouts und leistet dem Klimaschutz einen Bärendienst. Denn die 

davon betroffenen Volkswirtschaften werden sich wehren und sich verstärkt in die 

einfach zu handhabende fossile Energie flüchten. 

 

 

- Im Rahmen der Debatte um den Klimawandel wird von militanten und recht 

menschenunfreundlichen Aktivisten immer wieder verlangt, die Menschheit sollte auf 

den Verzehr von Fleisch verzichten. Dies würde gigantische Mengen an Energie und 

Wasser einsparen und die Erzeugung umweltschädlicher Gase, z. B. von Methan, 

eindämmen. Die qualitative Seite dieser Argumentation mag man teilen, wenn man die 

ideologische Basis teilt. Quantitativ stehen dieser Argumentation aber erhebliche 

 
10 Diese Fakten sind seit Jahrzehnten bekannt: Der Klimagipfel 2006 hat bereits alle Risiken im Detail benannt. 

Auf der Basis dieses Berichts hat der Verfasser 2007 im Rahmen eines Universitäts-Colloquiums in Istanbul zum 

Thema „Providing Energy as a Transnational Obligation“ die daraus folgenden Handlungserfordernisse im 

Einzelnen dargelegt (www.kurt-schelter.eu).  

http://www.kurt-schelter.eu/
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Zweifel entgegen: Wir werden die Erde als Lebensraum für uns Menschen nicht dadurch 

retten, dass wir kein Fleisch mehr essen. 

 

Aber ein Argument kommt in dieser Debatte zu kurz: Wir verfüttern weltweit mehr als 

60 % des angebauten Mais, 90 % des Sojamehls und mehr als 35 % des Getreides an 

Tiere, die wir damit aufziehen, mästen, dann schlachten und essen, während 800 

Millionen Menschen auf diesem Planeten Hunger leiden und Millionen davon daran 

sterben. 

 

Es muss uns allen den Appetit auf Schweinebraten, Vitello Tonnato, Rumpsteak und 

Lamb Chops verderben, sollten wir damit Hunderttausenden, ja Millionen von 

Menschen die Nahrungsgrundlage entzogen haben. 

 

Wir müssen uns an die ganz einfachen Zusammenhänge menschlicher Existenz zu- 

rückerinnern. Die Aufforderung im Alten Testament, "Macht euch die Erde untertan“11 

durfte nie dahin missverstanden werden, dem Menschen alle anderen Kreaturen 

unterzuordnen, sondern für dieses gesamte Universum Verantwortung zu übernehmen.  

 

Wem dieser religiöse Ansatz fremd ist, kommt auf ganz praktische Manier zum gleichen 

Ergebnis: „Wir sitzen alle in demselben Boot“. Und damit sind wir schon wieder im 

Narrativ der Bibel: Der „Arche Noah“12. Dieser Rettungsversuch würde aber eine 

„Sintflut“ voraussetzen. Die gibt es noch nicht, wenn auch ähnliche Katastrophen 

drohen. Und die Flucht auf ein Schiff, oder in einen sonstigen Schutzraum, würde uns 

nicht retten, sondern zu ohnmächtigen Beobachtern der selbst verschuldeten 

Katastrophe machen.  

 

Das heißt: Wenn wir vermeiden wollen, dass sich die Lebensbedingungen für alle 

Kreaturen auf unserem Planeten weiter verschlechtern, müssen wir unsere Lebensweise 

ändern. Und dazu kann es auch gehören, weniger Fleisch zu essen und das dadurch 

eingesparte Kontingent an landwirtschaftlichen Produkten für die direkte Ernährung der 

Menschheit einzusetzen.  

 

- Die aktive Änderung unserer Lebensweise ist auch deshalb dringend, weil uns sonst die 

Verhältnisse zu Maßnahmen zwingen, die nicht zu unserer freiheitlichen Rechtsordnung 

gehören. Zu diesen veränderten Verhältnissen gehört, dass die kurze Phase der 

weltweiten Proklamierung der Globalisierung der Wirtschaftstätigkeit zu Ende 

gebracht worden ist.  Ja, dieses Prinzip hat sich nicht etwa selbst in Frage gestellt oder 

als falsch erwiesen, es ist von dem Autokraten in Moskau, kühl kalkuliert, mit Füßen 

getreten worden. 

 

Dies wird nicht nur für die weltweite wirtschaftliche Zusammenarbeit gravierende 

negative Folgen haben. Denn fast alle Lebensbereiche haben heute eine globale 

Dimension: Die Gefährdung der Umwelt und der äußeren Sicherheit, der Kampf gegen 

Terror und internationales Verbrechen, die Geld- und Finanzpolitik und die Sicherheit 

der elektronischen Datenverarbeitung und -übermittlung haben eine globale Dimension. 

 

Dieser Idee wurden die erforderlichen Rahmenbedingungen entzogen. Dazu gehören 

Vertrauen, Verlässlichkeit, Mut, Nachhaltigkeit und die unausgesprochene Einigkeit, 

 
11 Genesis 1, 28. 
12 Genesis 6-9. 
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darüber, dass eine wie auch immer geartete Monopolstellung nicht als Waffe 

missbraucht werden darf.  Und dieses Tabu ist bewusst, gewollt und absichtsvoll 

gebrochen worden.  

 

Damit steht die Globalisierung insgesamt auf dem Prüfstand. Denn es wäre nicht zu 

verantworten, z. B. darauf zu vertrauen, dass die Versorgung mit lebenswichtigen 

Medikamenten auch weiterhin gewährleistet ist, wenn ein Autokrat beschließen sollte, 

auch diesen Handel als Waffe einzusetzen. 

 

Das Vertrauen in einen weltweiten Markt muss sich also erst erneut entwickeln und 

kann zum vorläufigen Ergebnis führen, dass der eine oder andere bisherige Partner im 

globalen Handel weiter isoliert werden muss. Und dieser kritische Blick auf die 

Globalisierung muss zum Ergebnis kommen, dass die Teilhabe an einem globalisierten 

Markt bedeuten muss und kann, dass in bestimmten, für die Sicherheit der nationalen 

Volkswirtschaft existentiellen Bereichen, der Selbstversorgungsgrad neu eingependelt 

werden muss. 

  
 

Und so wiederholt sich das Ritual:  

Am Ende des vergangenen Jahres13 mussten wir davon ausgehen, dass „auch das nächste Jahr 

bestimmt sein wird von den alten Problemen: Klimawandel, Pandemie, Migration, Extremismus 

und Terror, Energieversorgung und -preise. Und der Hinweis auf die Problemfelder „China 

mit Honkong und Taiwan, Iran, Syrien, Ukraine und Weißrussland“ ist durch die Wirklichkeit 

übertroffen worden. 

Aber die Zeit des Abwartens und Abwägens ist vorbei in einer Zeit, in der die Welt aus den 

Fugen zu brechen droht. Wir müssen jetzt jedes einzelne erkannte Problem entschlossen 

anpacken und lösen.  

Dabei darf es keine Konkurrenz in den Prioritäten geben: Der Kampf gegen den Klimawandel 

ist wichtig, weil es um die Erhaltung der Lebensbedingungen für Menschen geht. Aber alle 

dabei erforderlichen, erwogenen und durchzuführenden Maßnahmen dürfen nicht ausblenden 

und ignorieren, was zur Beherrschung und Lösung anderer Probleme notwendig ist, die 

ebenfalls unsere Lebensbedingungen massiv bedrohen. 

Wenn wir uns nicht mit höchster Priorität auf die Wiederherstellung des Weltfriedens und einer 

neuen Weltordnung mit Ordnungskraft konzentrieren, brauchen wir uns vielleicht um die 

Folgen des Klimawandels für nachfolgenden Generationen keine Gedanken mehr zu machen. 

Das wird dann das Problem einer neuen Spezies sein, die aber nicht mehr „Mensch“ sein wird. 

Wir brauchen in der Tat eine „neue Aufklärung“, damit wir die anstehenden Herausforderungen 

und damit unsere Zukunft mit Vernunft, auf dem Boden der Wissenschaft, im Geist des 

Humanismus und im Vertrauen auf Fortschritt14 im menschlichen Zusammenleben. 

Wer sich als „last Generation“ geriert, ja aufspielt, hat den Sinn unseres Lebens und die damit 

verbundenen Pflichten nicht verstanden…  

 
13 www.kurt-schelter.eu.  
14 Steven Pinker, a. a. O. (Fn 5). 

http://www.kurt-schelter.eu/

